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Die politische Ausnahmesituation, als die offenbar ozele Bür- ersten reı Monaten jeglichen Rechtsschutz (sogenannte
sr ın der Bundesrepublik das parlamentarische 'att un die Fristenlösung) oder die mıiıt der Straffreigabe der Abtreibung
dadurch notwendig gewordenen Neuwahlen ZUu deutschen be1 „allgemeiner Notlage“, wıe der Regierungsentwurf sıe VOL-

Bundestag empfinden, und der Polarisierungsprozeß, der die sıeht, die Tötung menschlichen Lebens aktisch als Miıttel ZUur

Dparteipolitische Auseinandersetzung kennzeichnet, lassen auch Abwehr sozıaler Härten verstehen. Das Zentralkomitee hat
politische Stellungnahmen a4u$s dem birchlichen Raum ın einem diesen Fragen seiıne Auffassung unmißverständlich dargelegt
grelleren Licht erscheinen. Es ıst verständlıch, daß sıch in diese un: konstruktiver Hılfe aufgerufen.
selbst und noch mehr 1 das cho auf sLe polemische Töne Eigenverantwortliches Engagement darf nicht dirigistis&1enfindmischen. Öffentliche Stellungnahmen geraten damit ber ın
Gefahr, z€ nach taktischem der ideologischem Standort NKNY

versorgungsstaatlıchen Entwicklungen geopfert werden. In den
letzten Jahren verstärken sıch Tendenzen, die Eingrifte des

ın einer Richtung, der jeweils gefälligen der jeweils abstoßen- Staates ın Wirtschaft und Gesellschaft auszuweıten und die Er-den, diskutiert werden. Miıt den Erklärungen, die ın der füllung öftentlicher Aufgaben durch treıe gesellschaftliche Kräfte
Vorwahlkampfzeit D“O:  S batholischen remıen verbreitet TWWOUT- erschweren. Gesellschaftliche Freiheit und demokratischer
den, mverhielt sıch Da INAN ım polıtischen Tagesgespräch Staat leben VO:! eigenverantwortlichen Engagement der Bürgerder bommenden Wochen vermutlich noch ofl auf Sze zurück- und ıhrer Gruppen, Zusammenschlüsse un Einrichtungen. Der
bommen wird, ayollten 2017 die wichtigsten 1n der folgenden
Dokumentation ım Wortlaut festhalten, sowelt das Verhältnis Staat darf dıe Tätigkeit der treiıen gesellschaftlichen Kräfte nıcht

einengen oder bevormunden, mu{ s1e unterstützen und re
VO.  > Kirche, Politik un Parteı:en direkt und grundsätzlich da- Entwicklung tördern.
VOo betroffen ıst (vgl. ds Hefl, +73) Soziale Gerechtigkeit und wirtschaftliche Entwicklung mussen

miıteinander in Einklang gehalten werden. Eın Staat, der die
heutige Geldentwertung niıcht ernstha: bekämpft, betreibt eineT,  arung des entralkommitees Politik soz1ialer Ungerechtigkeit. Die Leidtragenden sind VOTLT
allem die wirtschaftlich Schwachen. Besonders betroffen sind die
Famıilien, zumal die Leistungen des Familienlastenausgleichsder eutschen Ka  en

Auf seiner Sıtzung in Münster August merabschiedete
1mM wesentlichen unverändert und daher weıt zurückgeblieben
sınd Wirtschafts- und Finanzpolitik mussen dem Gebot

der Geschäftsführende Ausschuß des Zentralkomitees der Deut- sozialer Gerechtigkeit stehen und dürtfen nıcht Zur „System-schen Katholiken ıne „Erklärung a4u$s Anlaß der bevor- überwindung“ mißbraucht werden. Im bevorstehenden ahl-
stehenden Bundestagswahl“. Die Erklärung ıst 7 ıhres kampf sınd alle Politiker und Parteien aufgerufen, ıhre finanz-
kämpferischen Tons nıcht NuT auf hefligen Widerspruch hbei den un: wirtschaftspolitischen Ziele VO  3 „systemüberwindenden“
Parteıen der gegenwärtıigen Regierungskoalition gestoßen, sOoON- Forderungen abzusetzen.
dern hat auch ıne iınnerkatholische Kontroverse ausgelöst. Da
die Erklärung ım kommenden Wahlkampf mermutlich noch Internationale Zusammenarbeit und die CO da mıiıt der

rıtten Weltr mussen gestärkt werden. Dıiıe Bundesrepublıköfler angesprochen ayerden dürfle, bringen 7017 uU“NSsSeren Lesern
den Wortlaut ZUur Kenntnis. Deutschland hat ihre Politik auf Verständigung und Frieden

ausgerichtet. Auch der Schutz VOTr außerer Gewalt mu(ß eın inte-
Dıiıe Bürger der Bundesrepublik Deutschland sollen noch ın graler Bestandteil uUunserfertr Friedenspolitik se1ın. Dıie Weiıterent-
diesem Jahr über die künftige Zusammensetzung des Deutschen wicklung der Einigung Europas darf nıcht hınter andere außen-
Bundestages entscheiden. Der außerordentliche Wahltermin ent- politische Ziele zurückgestellt werden. Darüber hinaus wollen
spricht der ernsten Sıtuation unNnseres Landes. Wır mit allen Nachbarn 1n West und ÖOst un: MI1t den Ländern
Erstmals 1n unserer Geschichte leben WIr seit Jahren ın eıner der rıtten Welr zusammienarbeiıten. Es ware eın Zeichen der
parlamentarischen Demokratie, die sıch als tragfähige Ordnung Hoffnung, WenNnn WIr über die moralische Kraft verfügten,
für echt und Freiheit erwıiesen hat. Dıiese Ordnung gilt unseren Aufgaben und Pflichten iın der Solidarität miıt der Drit-
.  S1'  ern und weiterzuentwickeln. Sıe kann durch die bevor- ten Welt gerecht werden.
estehende Entscheidung der Wähler gestärkt der geschwächt Extreme politische Gruppen mussen iıne kräftige Absage erfah-werden. Sechs Jahrgänge werden ZU ersten Mal wählen Viele

HC Dıiese Gruppen stellen ıne ernste Gefährdung der rechts-Junge Menschen interessieren sich heute wieder stärker für
Politik. Auch S1e haben Jjetzt die Chance, der Lösung staatlichen Ordnung und der polıtischen und persönlichen

Freiheit dar Sıie dürfen nıcht durch Wahlenthaltung aus Res1i-schwieriger polıtischer Probleme mitzuwirken. Unser Land gnatıon oder Wahlentscheidung aAus Trotest direkt oder indirektbraucht die verantwortungsbewußte Miıtarbeit aller, der Jungen gestärkt werden. Alle, die eine Politik des Friedens, der Ver-und der Alten Zumal die Christen sınd 1mM Gewissen VeI-

pflichtet, ıhre polıtische Verantwortung wahrzunehmen. ständıgung und der Zusammenarbeit der Völker erstreben,
sollten solche politisch radıkalen Tendenzen gemeinsam abweh-

Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken wendet sıch ren. Von den Parteıen, namentlich ber VO  } den ewerbern
die Oßfeentlichkeit und bittet alle, 1m Wahlkampf und be1 der für den Bundestag wir, daß sie sıch eindeut1g
Wahlentscheidung entsprechend der krıitischen Sıtuation unseres von „systemüberwiındenden“ und nationalıistischen Forderungen
Landes andeln. distanzieren. Sozialistische Utopien, ber auch nationalistische

Ilusionen werden wieder politischen Programmen. Aber
Die Bındung unNnseres Volkes echt und sittliche Werte muß
gefestigt werden. Mehr un: mehr wiırd bei uns persönliche nıcht eın wirklichkeitsfremder Utopismus, der dıe Freiheiten des

demokratischen Staates dessen Beseitigung mißbraucht, sON-
Freiheit MT subjektiver Beliebigkeit verwechselt. Zunehmende dern der Mut ZU heute Machbaren 1St das Gebot der Stunde.
Brutalıität, Verherrlichung und Anwendung VO:  3 Gewalrt SOW1e
der Versuch, dem ungeborenen Leben den rechtlichen Schutz
entziehen, sind unübersehbare Sıgnale dafür, 1eweılt 1n unserer der Arbeitsgemeinschaft
Gesellschaft eın durch subjektive Beliebigkeit bestimmtes soz1al- katholischer erDandeschädliches Verhalten fortgeschritten 1St. Es 1st besorgn1s-
erregend, da{fß der Staat se1it einigen. Jahren diesem sittlichen Der Erklärung des Geschäflsführenden Ausschusses des 7Z7dK
und rechtlichen Verfall ımmer weniger entgegenwirkt. So wWelt- VO August folgte September eın Aufruf der katho-
den dem Deutschen Bundestag heute Entwürfe ZUTr Reform des lischen Verbände, der auf der Tagung der Arbeitsgemeinschafl

218 StGB vorgelegt, die dem menschlichen Leben 1n den katholischer Verbände (vom und S_eptember) verabschie-
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